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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
von Ingenieur- und Architektenleistungen und anderer Gesetze

Der Bundesrat hat in seiner 993. Sitzung am 18. September 2020 beschlossen, zu dem 

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen:

Zu Artikel 1 Nummer 1 (§ 1 ArchLG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-

fen, ob in der künftigen Ermächtigungsgrundlage zum Erlass einer Honorarord-

nung für Ingenieur- und Architektenleistungen ausdrücklich klargestellt werden 

sollte, dass die Grundlagen und Maßstäbe zur Berechnung von Honoraren sich 

im Rahmen des Angemessenen bewegen müssen. 

Begründung: 

Eine ausdrückliche Angemessensheitsregelung bezüglich der Honorare in der 
gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage selbst könnte die gerichtliche Über-prü-
fung sowohl zu hoher als auch zu niedriger Honorarforderungen erleichtern und 
langwierige Streitigkeiten zu vermeiden helfen, ohne dass Mindest- oder 
Höchstsätze festgelegt werden. Entsprechende Angemessenheitsregelungen fin-
den sich bereits im Steuerberatungsgesetz und der Steuerberatervergütungsver-
ordnung sowie im Rechtsanwaltsvergütungsgesetz. 


